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Roland Hitzler 

Bürger machen mobil 
Über die neue soziale Sicherheits-Bewegung1 

1. Der selbstjudizierende 
Präventionstypus 

Gegenüber Phänomenen, die als 'ordnungbe- 
drohend' gelten und mithin im weitesten Sinne 
als 'kriminell' etikettiert werden, lassen sich zwei 
grundsätzliche Reaktionstypen unterscheiden: 
Der eine ist die sozialfürsorgerische Prävention- 
durch-Therapie2, der andere ist die selbstjudi- 
zierende Prävention-durch-Repression3. Der hier 
als 'sozialfürsorgerisch' bezeichnete Präventions- 
typus setzt auf ein kollektives Umdenken, auf 
die Wiederentdeckung gesellschaftlicher Werte 
wie 'Toleranz', 'Mitmenschlichkeit', 'Nächsten- 
liebe'. Er setzt auf verstärkte moralische Sozia- 
lisation, auf mehr Lebens- und Gemeinsinn, auf 
größere Rücksicht- und Anteilnahme, auf die 
Beseitigung sozialer Ungleichheiten und Unge- 
rechtigkeiten usw. Dieser Reaktionstypus geht 
davon aus, daß Gewalt, als Antwort auf Gewalt, 
Gewalt nicht vermindert oder gar verhindert, 
sondern immer noch mehr, noch stärkere Ge- 
walt provoziert, daß durch gewalttätige Gewalt- 
bekämpfung Gewalt immer weiter eskaliert. 

Ganz unabhängig davon, ob dieser -hier ideal- 
typisch zugespitzte - Denkansatz in sich stim- 
mig ist oder nicht, eignet er sich anscheinend 
nicht sonderlich gut dafür, Menschen, die durch 
die - potentiellen oder faktischen - Aktivitäten 
anderer Menschen ihre Existenzgrundlagen, ihre 
Ordnungsvorstellungen, ihren Lebensstil akut 

bedroht sehen, Rezepte dafür zu liefern, wie sie 
sich im Hinblick auf ihre Schutzinteressen kon- 
kret und wirksam verhalten sollen. 

Im Unterschied zum sozialfürsorgerischen Prä- 
ventionstypus meint der hier als 'selbstjudizie- 
rend' bezeichnete Präventionstypus ganz allge- 
mein, daß man die Herstellung bzw. Aufrechter- 
haltung von 'Gerechtigkeit' bzw. die (wie auch 
immer vorgenommene) Ahndung von Verstös- 
sen gegen das, was man als 'gerechtfertigte Ord- 
nung' ansieht, nicht an andere, z.B. hierfür spe- 
zialisierte Akteure bzw. Instanzen delegiert, son- 
dem eben selber zu gewährleisten versucht (mit 
welchen Mitteln auch immer). Im Selbstverständ- 
nis der Akteure (und ihrer Sympathisanten) geht 
es dabei vor allem damm, durch demonstrative 
'Wachsamkeit' sozial unerwünschtes Verhalten 
anderer Personen zu verhindern undJoder zu un- 
terbinden. Dieser 'andere' Reaktionstypus 
scheint dem vemnsicherten, sicherheitsbedürfti- 
gen Bürger durchaus - im wörtlichen Sinne - 
handfeste Handlungskonzepte für von ihm als 
bedrohlich wahrgenommene Situationen der Ge- 
fährdung undJoder Belästigung zu liefern. 

Die folgenden Ausfiihmngen zu diesem 'selbst- 
judizierenden' Reaktionstypus basieren auf der 
Beobachtung, daß sich im Schatten der öffentli- 
chen Debatte über Rechtsradikalismus und Aus- 
länderfeindlichkeit vielerorts wehrwillige Selbst- 
schutzinitiativen zur verteidigung von Leib und 



Leben, Hab und Gut, Ruhe und Ordnung in dien von 'Bild' bis 'Der Spiegel', von 'Neue 
Bürger- und Kleinbürgerquartieren formieren Revue' bis 'Die Zeit' anschaut oder durch die 
(vgl. dazu auch Green 1987 und King 1987). TV-Kanäle zappt, von den Nachrichten bis zur 
Legitimatonsch wird von den Akteuren und ih- Talkshow, von der Großreportage bis zur Maga- 
ren Sympathisanten auf eine grassierende Unsi- zinsendung, dann scheint sich dieser Eindruck 
cherheit verwiesen - aufgrund zunehmender Be- auch durchaus zu bestätigen: Die Zahl der kri- 
drohungen unterschiedlichster Art krimineller minellen Delikte schwillt allerorts an, die poli- 
bzw. kriminalisierter Milieus, die von den staat- zeiliche Aufklärungsquote hingegen sinkt pro- 
lichen Ordnungskräften nicht mehr unter Kon- zentual fast kontinuierlich ab: In den alten Bun- 
trolle gehalten werden können.4 

2. Die mediale Horror-Inszenierung 

"So wie das eklatante Versagen der Parteien in 
der Asylproblematik das Verhältnis zwischen 
Politik und Bürgern fundamental verändert hat, 
so wird die hochschnellende Kriminalität die 
nächste große Vertrauenskrise in unserem Land 
auslösen. Alles, was den Bürgern demgegen- 
über an höheren Steuer- und Abgabenlasten zu- 
gemutet wird, ist letzten Endes weniger gravie- 
rend als die Tatsache, daß sie der Staat nicht 
mehr gegen Gewalt und Unrecht schützt", 
schrieb Jürgen Offenbach am 27.2.1993 in der 
'Südwestpresse'als Kommentar zum Thema 'Po- 
litik und Polizei', und weiter: "Die Kriminalität 
wird hiemlande immer weniger bekämpft und 
immer mehr verwaltet. Die Diebstahlsquote steigt 
genauso rasant an wie die Straftaten 'rund ums 
Auto', vor allem aber die Wohnungseinbrüche. 
Bürger, die auf Polizeirevieren anrufen, treffen 
immer öfter den Anrufbeantworter an - oder 
nicht einmal den.'' 

Dieser Kommentar stand neben einem vierspal- 
tigen Artikel über die Zunahme von Diebstahl- 
und Gewaltkriminalität im Bereich der Deut- 
schen Bundesbahn (1992: 18000 Diebstähle und 
1000 Raubüberfälle), zu der ein Vorstandsmit- 
glied der Bundesbahnzentrale lapidar meinte, 
daß die Kriminalität in Deutschland nun mal 
wachse und die Bahn sich leider nicht von der 
gesamtgesellschaftlichen Entwicklung abkoppeln 
könne. Wenn man sich daneben die Printme- 

desländern z.B. sei (laut polizeilicher Kriminal- 
statistik) seit Mitte der achtziger Jahre die Zahl 
der Straßen- und Handtaschen-Raubüberfälle um 
50 Prozent gestiegen, und noch nicht einmal 
jedes dritte Delikt sei aufgeklärt worden. Von 
den Wohnungseinbrüchen werde gar nur knapp 
jeder sechste aufgeklärt. Kein Wunder, wenn 
man liest, daß die Spurensicherung wegen Per- 
sonalmangels offenbar nur noch bei wirklich 
schwerwiegenden Diebstählen und bei Gewalt- 
verbrechen ausrückt. 

130000 Straftaten wurden, Presseberichten zu- 
folge, 1992 von der Polizei in Frankhrt regi- 
striert, d.h. über 20 Delikte je 100 Einwohner; 
und auch in Berlin waren es immerhin fast 15 
und in Stuttgart noch über 10. Der polizeilichen 
Kriminalstatistik zufolge steigt dabei der Anteil 
der Gewaltkriminalität an der Gesamtzahl der 
registrierten Delikte von Jahr zu Jahr deutlich 
an. Insbesondere Straßenüberfälle nehmen weit 
überproportional zu, und zwar, so Wemer Mro- 
zek (1991), in Formen, die früher nur aus dem 
Ausland bekannt gewesen seien: "Raub an den 
Ampeln, Hilfe erwartende Verunfallte, die zu- 
schlagen, wenn man ihnen helfen will, vor al- 
lem aber der Raub von Handtaschen." Laut Dar- 
stellung der Illustrierten 'Stern' (311993, S. 71) 
2.B. wurden annähernd zwei Drittel der 1992 in 
Frankfurt begangenen Morde, Totschläge und 
Raubüberfälle und mehr als die Hälfte der 
Rauschgiftdelikte von Ausländern verübt. Mro- 
zek spricht von einem 'Verbrechens-Import' auf- 
grund der "sich immer leichter öfhenden Grenz- 
schranken und kaum noch zu kanalisierenden 



Ströme von Aus- und Übersiedlem, Asylbewer- 
bern und den sogenannten 'Touristen'." 

Noch weitaus katastrophaler als im Westen sieht, 
wenn man der Medienberichterstatiung folgt, die 
Lage in den neuen Bundesländern aus: Die Zahl 
der Diebstähle hat sich demnach in den großen 
Städten Ostdeutschlands (Leipzig, Dresden, 
usw.) gegenüber den DDR-Zeiten verfünffacht, 
die Zahl der schweren Raubüberfälle hat sich 
fast versechsfacht, die Zahl der Brandstiftungen 
versiebenfacht. Es entsteht der Eindruck, als wer- 
de der Osten Deutschlands von einer immensen 
Verbrechenslawine überrollt. Sozialwissenschaft- 
liche, d.h. hinsichtlich der Validität und Reliabi- 
lität von Daten typischerweise skrupulösere Ex- 
perten warnen allerdings vor Fehlinterpretatio- 
nen aufgrund einfacher Vergleiche der alten 
DDR-Kriminalstatistiken mit westlichen Erhe- 
bungen (vgl. 2.B. LehnertBchumacher 1991). 
Gleichwohl konstatieren auch sie "eine erhebli- 
che Zunahme der Aggressivität und Brutalität 
bei der Tatbegehung sowie der Risikobereitschaft 
der Täter" (S. 597), wobei der steigende Anteil 
überregional handelnder Täter beachtenswert sei. 
Auch in den neuen Ländern steigt - neben dem 
unbefugten Benutzen von Fahrzeugen - die Zahl 
schwerer Einbrüche, Brandstiftungen, Raubüber- 
falle und Gewaltandrohungen besonders stark 
an. 

Eine gerade in den neuen Ländern schlecht aus- 
gerüstete und in ganz Deutschland nach Be- 
kunden der eigenen Sprecher chronisch unter- 
besetzte Polizei (mindestens 60 000 Beamte sol- 
len auf den Revieren fehlen) sieht sich einem 
ausufernden Verbrechensmilieu gegenüber: im- 
mer besser organisierte, auf Ladendiebstähle und 
Raubüberfälle spezialisierte Jugendbanden, mit 
Gewalt und Bestechung arbeitende mafiaähnli- 
che Organisationen, ein Heer von Drogenab- 
hängigen (über 120 WO), die ihre Sucht über 
Wohnungseinbrüche, Diebstähle, Raubüberfälle 
und Drohungen (neuerdings verstärkt unter Ein- 

satz von blutgefüllten spritzen) finanzieren (ca. 
10 Prozent der polizeinotorischen Delikte ins- 
gesamt), und zunehmend auch strafunmündige 
Kinder, die von Erwachsenen zum "Klauen und 
Dealen geschickt" werden (Spiegel 4211991, S. 
32). Nur zwölf Prozent aller Großstadtbewoh- 
ner in Deutschland, so der 'Stern' 311993, S. 
72f, wähnen sich noch sicher, jeder zehnte der 
über 50jährigen traut sich kaum noch auf die 
Straße. 

3. Das reale Szenario 
in den Köpfen der Menschen 

Das, in groben Zügen, ist das aktuelle Lebensri- 
siko- und Existenzangst-Szenario, das die Me- 
dien derzeit auffächern und auf die Agenda öf- 
fentlicher Aufmerksamkeit setzen. Kolportiert 
werden dabei ständig erschreckend-eindrucks- 
volle Statistiken im bewährten Verein mit grau- 
sig-grusligen, traumatischen Individual-Erlebnis- 
sen und Einzelschicksalen. Derlei Geschichten 
aus dem Dschungel des Alltagslebens (in den 
großen Städten) erzeugen und stabilisieren hoch- 
gradig subjektive Gefühle der Bedrohtheit durch 
eine anscheinend unaufhaltsam wachsende Kri- 
minalität - relativ unabhängig von ausbleiberr- 
den eigenen Widerfährnissen, aber durch jedes 
entsprechend definierbare Ereignis im eigenen 
Lebenshorizont sofort massiv bestätigt und ver- 
stärkt. 

Subjektive Verunsicherung bzw. Angst muß of- 
fensichtlich rricht mit objektiv zunehmenden Kri- 
minalitätsraten oder mit einer tatsächlicheir per- 
sönlichen Bedrohtheit einhergehen. Laut Karl- 
Heinz Reuband (1992) reicht vielmehr ein sol- 
ches, in den Medien hinlänglich intensiv ver- 
breitetes Horror-Szenario völlig aus, auch dann 
um sein Hab und Gut und seine persönliche 
Sicherheit zu bangen, wenn es an einschlägigen 
eigerterz Erfahrungen mangelt. Vor allem wenn 
Verhaltensgewohnheiten durch faktische oder 
auch fiktive Verbrechen imitiert 'werden, wenn 



überkommene, Vertrauen und Verläßlichkeit men beschäftigten Wachmannschaften übemeh- 
schaffende Ordnungskonzepte brüchig werden, men zwischenzeitlich auch die Aufgabe, Raub- 
wachsen Schutzbedürfnisse und die individuel- überfälle und Nötigungen - insbesondere auf 
ie wie kollektive Selbstverteidigungs-, Selbstju- bzw. gegenüber Ladenbesitzem und reichen F'ri- 
stiz- und Wehrbereitschaft. vatleuten - zu vereiteln (bekannte Einsatzorte: 

z.B. Hamburger Bahnhofsviertel, Münchner U- 
Entsprechend der von Robert K. Merton analy- 
sierten Logik einer sich selbst erfüllenden Pro- 
phezeiung besteht diese zunehmende (Ab-)Wehr- 
neigung von Menschen, die meinen, sie hätten 
'etwas zu verlieren', tatsächlich und (relativ) 
unabhängig von (wie auch immer bestimmba- 
ren) objektiven Risiken und Bedrohungen - und 
müssen infolgedessen, vor jeglicher (morali- 
schen) Beweriung, erst einmal in ihrer Faktizi- 
tät zur Kenntnis genommen, beschrieben und 
verstanden werden. Die wachsenden Sicherheits- 
bedürfnisse drücken die tatsächlichen Befürch- 
tungen und Ängste der Bevölkerung aus. Und 

Bahn, hipZiger Innenstadt, Berliner Reichsbahn 
- vgl. dazu auch Pütter 1992). 

Die Herstellung und Erhaltung von Sicherheit 
wird gegenwärtig also zu einem - allem An- 
schein nach: lukrativen - Geschäft (vgl. dazu 
McCrie 1988, Diederichs 1992, Nogala 1992). 
Allein in Bayem hat sich die Zahl der privaten 
Sicherheitsuntemehmen in den letzten zehn Jah- 
ren um 150 Prozent auf über 500 erhöht. Und 
die Nachfrage nach Werkschutzleuten, Leib- 
wächtern, Kaufhausdetektiven und Patrouillen- 
gängem steigt weiter. Die kommerziellen Wacht- 

entsprechend dem bekannten Diktum von Wil- und Sicherheitsdienste, bei denen in Deutsch- 
liam I. Thomas, wonach die Definition einer land derzeit über 270 000 Menschen arbeiten 
Situation als 'real' reale Konsequenzen zeitigt, (bei der Polizei sind es hingegen nur ca. 250 000 
resultiert daraus, zunehmend sichtbarer werdend, - vgl. Höft 1992), haben für ihre Auftraggeber 
das, was man die neue soziale Sicherheits-Be- allerdings zwei Nachteile: Zum einen verüben 
wegung nennen könnte. manche der dort Beschäftigten unter dem Deck- 

mantel ihrer Schutz- und Überwachungstätig- 
4. Sicherheit als Geschäft keit offenbar selber kriminelle Delikte. Zum an- 

deren und vor allem ist es relativ kostspielig, 
Derzeit beobachtbare Indikatoren für eine alige- die kommerziell tätigen Sicherheitsmannschaf- 
meine Erhöhung des Sicherheits-Bewußtseins ten auf längere Zeit zu engagieren. Im Kölner 
sind zunächst einmal die Intensivierung, Aus- Villenvorort 'Hahnwald' z.B., dem derzeit wohl 
weitung und Hochrüstung technischer Überwa- prominentesten Beispiel für privat initiierte 
chungs- und Sicherungsanlagen (Alarmanlagen, Schutzmaßnahmen, zahlen die Bewohner ge- 
Patentschlösser, Kameras, Detektoren, Sirenen, meinsam rund 120 000 DM pro Jahr für die 
elektrische Hunde, usw.). Der zweite Schritt be- Sonderbewachung ihres Q~art iers .~  
steht in defensiver Selbstbewaffnung (Selbst- 
verteidigungstechniken, Schlagwaffen, Gas- und Kommerzielle Wachmannschaften zu engagie- 
Senfsprays, Gas- und Schreckschußpistolen, ren mag für Großunternehmen und ausgespro- 
usw.). Für Objektschutzmaßnahmen werden - chen zahlungskriftige Privatleute eine mögliche 
insbesondere von Industrieunternehmen, Kauf- Lösung ihrer Sicherheitsprobleme sein, der Nor- 
häusem und öffentlich-rechtlichen Einrichtun- malbürger ist damit aber finanziell überfordert 
gen, zunehmend aber auch von Ladenbesitzem (vgl. auch Weatherill 1988). Dadurch entsteht 
und begüterten Privatleuten - kommerzielle Si- eine "Zwei-Klassen-Polizei" (Süddeutsche Zei- 
cherheitsfirmen engagiert. Die bei diesen Fir- tung vom 13.8.1992, S. 4): Zum einen "eine 



effektive Privatpolizei, zugeschnitten auf die 
Schutzbedüfisse ihres Auftraggebers. Und da 
gibt es zum anderen eine staatliche Polizei, die 
sich wegen katastrophalen Personalmangels mehr 
und mehr auf die Verfolgung von mittlerer und 
schwerer Kriminalität beschränken muß". Kri- 
minalität werde dadurch jedenfalls nicht be- 
kämpfi oder gar verhindert, sondern nur ver- 
drängt, meint der Kriminologe Hans Joachim 
Schneider (InteMew in 'Neue Revue' 311993, 
S. 13): "Reiche schützen sich mit ihrem Geld. 
Die Armen können das nicht und laiegen um so 
mehr ab. Was notwendig ist, ist die Unterstüt- 
zung der Polizei." 

5. Selbstschutz 
durch Sozial-Engagement 

Dieser Ansicht, daß Sicherheit kein Privileg für 
Reiche werden dürfe und daß deshalb "zuver- 
lässige, seriöse Bürger. .. jüngere und ältere Pri- 
vatleute, die viel Freizeit haben", ehrenamtlich 
als Hilfstruppe der Polizei fungieren sollen, ist 
auch Edmund Stoiber (Süddeutsche Zeitung, 
27.11.1992, sowie Stern 311993, S. 780, rnitt- 
lerweile Ministerpräsident in Bayern. Deshalb 
sollen unter der Schirmherrschaft des Innenmi- 
nisteriums im Spätherbst 1993 drei Modellver- 
suche mit privaten Sicherheitswachen gestartet 
werden: in den bayerischen Städten Nürnberg, 
Ingolstadt und Deggendorf. Allerdings hat nicht 
nur ein Sprecher der Polizeigewerkschaft das 
Projekt als "eine Bankrotterklärung der bayeri- 
schen Sicherheitspolitik" bezeichnet. Auch in 
der Presse gilt die Stoiber-Initiative als "Schnaps- 
idee", mit der versucht werden soll, "auf mög- 
lichst billige Weise ein drängendes Problem zu 
lösen ... : Weil sich der Normalbürger privaten 
Schutz nicht leisten kann, soll er den staatlichen 
Schutz durch Eigenleistung verbessern." (Süd- 
deutsche Zeitung, 13.8.1992, S. 4). Die Rede ist 
von einem politischen "Proteststurm", der nach 
der Ankündigung der geplanten Modellversu- 
che ausgebrochen sei. 

Nicht so sehr die Idee einer ehrenamtlichen Si- 
cherheitsinitiative als vielmehr die Form, in der 
sie in Bayem realisiert werden soll, monierte 
der Fraktionsvorsitzende der FDP im Bayeri- 
schen Landtag, Jürgen Doeblin, der selber ein 
Konzept der Nachbarschafishilfe nach dem Vor- 
bild des US-amerikanischen 'Neighbourhood 
Watch Program' vertritt. Und der stellvertreten- 
de Fraktionsvorsitzende, Joachim Spatz, meinte 
dazu (in der Aktuellen Stunde des Bayerischen 
Landtages am 10.11.1992): "Im Stoiber'schen 
Modell der Hilfssheriffs meldet sich jemand frei- 
willig, um andere zu 'schützen' ... bei uns mel- 
det sich jeder, der an einem Nachbarschaftspro- 
gramm teilhaben will, selber, um sich und seine 
Nachbarn, die das auch wollen, zu schützen. Ich 
denke, dieser Unterschied zwischen den beiden 
Modellen ist ganz wesentlich." 

Die bayerischen Liberalen sehen also ebenso 
wie die Christsozialen einen massiven Anstieg 
der Eigentumsdelikte und einen Rückgang der 
Aufkiämngsquote, aber ihnen zufolge wird "das 
Feieiabend-Polizistenkonzept" Edmund Stoibers 
keinen wirksamen Beitrag zur Bekämpfung der 
Kriminalität, und schon gar nicht der orgarzi- 
sierten Kriminalität leisten können. Sie befürch- 
ten statt dessen noch "mehr Bürokratie und 
Schwerfälligkeit". Ihr eigenes Programm hinge- 
gen soll "unter Beratung der Polizei die Bürger 
einer Wohngegend an einen Tisch bringen, um 
das Bewußtsein für die Kriminalität zu schärfen 
und eine gemeinsame Strategie für die Gefahren- 
abwehr zu organisieren" (so Doeblin am 
10.11.1992 in der Aktuellen Stunde es Bayen- 
schen Landtags). Dabei soll es vor allem darum 
gehen, daß jeder Bürger nicht nur auf seine ei- 
gene, sondern eben auch auf die Sicherheit sei- 
ner Nachbarn achtet und alle verdächtigen Akti- 
vitäten in seiner Wohngegend sofort der Polizei 
meldeL6 

Generell wird von einschlägigen Experten die 
Zunahme von Einbrüchen, vor allem von Ein- 



brüchen tagsüber, bei denen oft ganze Woh- 
nungseinrichtungen ausgeräumt und weggefah- 
ren werden, tatsächlich auf die fehlenden bzw. 
minimierten sozialen Kontakte in Wohnquartie- 
ren zurückgeführt. 

Der Schweizerische Sachversicherungsvet>and 
allerdings warnt bereits, daß Kriminelle dann, 
wenn Einbrüche durch Alarmanlagen und 'neigh- 
bourhood watching' -zu aufwendig und riskant 
würden, wieder auf altbewährte Formeh des 
Diebstahls sowie auf Raub und Straßenraub 'um- 
steigen' würden (Weltwoche, 3.9.1992, S. 75) - 
was sich ja wiederum mit den genannten, eben 
nicht nur in den Publikumsmedien kolportier- 
ten, sondern auch in Fachorganen publizierten 
statistischen Daten durchaus decken würde. 

Bei der radikalsten Form selbstjudizierender Si- 
cherheitsmaßnahmen schließlich geht es um 
mehr als nur um das Kontaktieren und Infor- 
mieren der amtlichen Ordnungshüter. Es geht 
um das eigene bzw. gemeinsame Zupacken und 
Hinlangen, um das persönliche Ein- und Durch- 
greifen, um (individuelle und kollektive) Selbst- 
bewaffnung; es geht um gewalttätige Durchset- 
zung von Eigen-Interessen; es geht, in der Kon- 
sequenz, letztlich um einen neuen Vigilantis- 
mus? 

Dieses Präventionsmodell scheint, mit ganz we- 
nigen, und zumeist 'einzelgängerischen' Aus- 
nahmen, noch kaum realisiert zu seins, aber es 
liegt in der 'Logik' des dahinschwindenden Ver- 
trauens in den obrigkeitlichen Schutz von Hab 
und Gut, Leib und Leben seiner Bürger. Denn 
in dem Maße, wie dieser Schutz als nicht mehr 
garantiert gilt (nicht unbedingt: nicht mehr ga- 
rantiert ist, dürfte der Anspruch des Staates auf 
das Gewaltmonopol tatsächlich imitiert und ein 
'Recht' auf im Zweifelsfall gewalttätige For- 
men organisierter Selbstverteidigung akklamiert 
bzw. öffentlich 'eingeklagt' werden? 

6. Ein Katalog 
selbctjudizierender Aktivitäten 

In welcher Form auch immer, ob als kommeizi- 
elle Wachdienste beauftragende Interessenge- 
meinschaft, ob als ehrenamtliche Hilfstruppe der 
Polizei, als nachbarschaftliche Polizeibenach- 
richtigungsinitiative oder als (gegen)gewaltbe- 
reite Verteidigungs- und Wehrgemeinschaft: Im- 
mer öfter und immer selbstbewußter machen 
Bürger, machen Normalbürger mobil - gegen 
Rabauken von rechts und von links, gegen Kri- 
minelle, gegen Ruhestörer und Belästige, gegen 
Drogen- und Stricherszenen - und gegen ihre 
eigenen Umbruchs- und Zukunftsängste.l0 

Selbstjustiz, wie sie hier dargestellt und im Rah- 
men der neuen sozialen Sicherheits-Bewegung 
auch mehr oder weniger aktiv ausgeübt wird, 
meint dabei im weitesten Sinne alle Formen 
organisierter Antizipationen und Reaktionen von 
Mitgliedern einer Schutzgemeinschaft auf Ver- 
stöße gegen die legale und die von den Mitglie- 
dem dieser Schutzgemeinschaft als legitim be- 
trachtete Ordnung (vgl. analog dazu auch Kai- 
sermetzger-Pregizer 1977). Der Katalog selbst- 
judizierender Aktivitäten umfaßt also vor allem: 

a) Prävention im engeren Sinne, d.h. 

- sichernde Maßnahmen (z.B. Sichern von Ge- 
bäuden und Anlagen, Information der Bevöl- 
kerung bzw. Anwohner, Telefonnetz); 

- appellative Maßnahmen (z.B. Aufruf zum 
Engagement in der bzw. für die Schutzge- 
meinschaft, Kommunikation mit 'verdächti- 
gen Kreisen'); 

- abschreckende Maßnahmen (z.B. Aufstellen 
von Warntafeln, freilaufende Hunde, Unifor- 
mierung, Bewaffnung, 'Erfolgsmeldungen' in 
den Medien). 



b) Präventive Repression bzw. repressive Prä- - rächende Maßnahmen gegenüber Sachen und 
vention, d.h. Personen @.B. Beschädigung oder Zerstörung 

von Sachgütem Tatverdächtiger; Verprügeln, 
- personen-kontrollierende Maßnahmen @.B. Verletzen undIoder Töten von Tatverdächti- 

Patrouillen, Überprüfung, d.h. Beiiagungundl gen und/oder mit diesen in Verbindung ge- 
oder Durchsuchung 'verdächtiger' Personen); brachten Personen). 

- sach-kontrollierende Maßnahmen @.B. Vi- Präventive und repressive Maßnahmen lassen 
deoüberwachung von Gebieten und Gebäu- sich allerdings allenfalls analytisch, nicht aber 
den, Duchsuchung von Gebäuden, von Au- praktisch einigermaßen scharf voneinander tren- 
tos usw.). nen. Vor allem Kontrollen zeitigen in aller Re- 

gel beide Effekte, haben also eine Doppelfunkti- 
C) Repression im engeren Sinne, d.h. on im Hinblick auf Schutz- und Sicherheitsin- 

teressen. 
- Buß- bzw. Bestrafungsmaßnahmen gegenüber 

Personen @.B. Festhalten, Einsperren, Ver- 
prügeln, Zwingen zur sachlichen undloder fi- 
nanziellen Wiedergutmachung von Schäden); 



7. Aus Analogien lernen 

Aufgrund der Erfahrungen aus den Selbsthilfe- 
und Aiternativbewegungen der 60er, 70er und 
80er Jahre Iäßt sich prognostizieren, daß die 
Bürger-Wehr-Bewegung nicht ohne weiteres 
über die Phase des ersten trotzig-protestieren- 
den Aufmarschierens und Patrouillierens hinaus 
auf Kontinuität zu stellen sein wird. In dem 
Maße, in dem die kollektiven Selbstscbutz-Ak- 
tivitäten präventiv greifen, in dem Maße also, in 
dem die störenden und bedrohlichen 'Elemente' 
abgeschreckt sein werden, in dem Maße dürften 
zum einen die relativ hohen finanziellen Auf- 
wendungen mehr und mehr überflüssig erschei- 
nen, und in dem Maße dürfte zum anderen nicht 
nur durch Routine und Überdruß, sondern auch 
durch Monotonie und Langeweile dem Normal- 
Aktivisten der Wehr-Dienst für die Gemeinschaft 
vergällt werden. Also gerade die erfolgreiche - 
wie auch immer organisierte - Sicherheitswacht, 
der es tatsächlich gelingt, das Quartier zu 'säu- 
bern', wird den an ihr Beteiligten in absehbarer 
Zeit lästig werden -sofern sie sich nicht entwe- 
der immer neue bekämpfenswerte Bedrohun- 
gen und damit immer neue 'action' verschafft 
(wodurch sie natürlich sowohl in ihrer Kontroll- 
funktion als auch in ihrem Gewaltpotential zu 
eskalieren droht), oder sich (statt dessen?) in 
verbindlichere und verläßlichere Organisations- 
formen transformiert (vgl. dazu Cameremrik- 
son 1989). 

Solche dauerhafteren Formen können am ehe- 
sten an ähnlichen Phänomenen in anderen Län- 
dem studiert werden: Besonders bekannt, und 
hiemlande, wie angedeutet, schon konzeptio- 
nell adoptiert, sind die sogenannten 'neighbour- 
hood watch programs' in den USA, Großbntan- 
nien und Irland, aber z.B. auch in China." Was 
'neighbourhood watch' eigentlich konkret be- 
deutet, ist zwar nach wie vor strittigI2, als Lern- 
Modell für Entwicklungen in Deutschland ist 

das Programm aber wohl in jeder Form von 
Nutzen. 

In der Schweiz hat die innere soziale Verteidi- 
gung ja bekanntlich in Gestalt eines milizförmi- 
gen Zivilschutzes Tradition (vgl. z.B. Lutz 1987); 
dieser muß künftig wohl zunehmend auf neue 
Sicherheitsbedürfiüsse reagieren und diese auf- 
nehmen.I3 Nach einem, gegenwärtig von Peter 
Gross unter dem Etikett "Sicherheitskultur" vor- 
gedachten, Konzept sorgt ein organisatorischer 
Apparat dafür, daß die Bürger auf ihre Schutz- 
dienstaufgaben hinlänglich vorbereitet werden, 
daß ihre Sicherungsaktivitäten vernetzt werden 
und unter Kontrolle bleiben, und daß Wehrge- 
rechtigkeit hemcht (also - mehr oder weniger - 
daß jeder in regelmäßigen Zeitabständen das 
gleiche Dienstpensum erfüllen muß, wie alle 
anderen auch). Dabei könnte also ein milizartig 
organisierter Selbst- und Eigentumsschutzdienst 
entstehen, der Ordnungsfunktionen ausübt, de- 
ren Wahrnehmung durch kommerziell arbeiten- 
de Spezialisten (private Sicherheitsfirmen) für 
den einzelnen Normalbürger und deren Wahr- 
nehmung durch mit Hoheitsrechten ausgestatte- 
te Spezialisten für das Gemeinwesen unbezahl- 
bar zu werden scheint. 

inwiefern das Konzept eines derart reformierten 
Schweizerischen Zivilschutzes tatsächlich auf die 
immer breiter und vielgestaltiger werdende Bür- 
ger-Wehr-Bewegung hierzulande übertragen 
werden könnte, ist eine vorläufig offene, even- 
tuell durch entsprechende Evaluationsstudien 
empirisch beantwortbare Frage. 'Sicherheitskul- 
tur' als solche14 aber Iäßt sich zunächst verste- 
hen als eine Übertragung des auf dem morali- 
schen Gebot der Solidarität gründenden Selbst- 
hilfe- und Hilfe-zur-Selbsthilfe-Gedankens von 
den klassischen Feldern der Sozialpolitik (z.B. 
Krankheit, Unfall, Invalidität, Aiter, Gesundheit, 
Familie, Wohnen, Armut, usw.) auf einen ele- 
mentaren Bereich der Existenzsicherung, näm- 



lich der Verteidigung von Hab und Gut und von 
Leib und Leben (vgl. auch bereits Percy 1979). 

8. Das Problem des Gewaltpotentials 

Dieser elementare Bereich der Existenzsiche- 
rung wurde historisch 'erst vor Kurzem', näm- 
lich im Zuge der Durchsetzung des staatlichen 
Gewaltmonopols in der modernen, rational-bü- 
rokratischen Gesellschaft, an einen inzwischen 
weitgehend verselbständigten Apparat von Ex- 
perten und Spezialisten übertragen (vgl. dazu 
z.B. Ethington 1987). Trotzdem sind es die Bür- 
ger moderner Gesellschaften heute ganz fraglos 
gewohnt, daß amtliche Ordnungshüter ihren All- 
tag relativ sicher und verläßlich machen - so 
wie sie bis vor kurzem gewohnt waren, daß die 
Müllabfuhr ihnen regelmäßig ihren Abfall 'vom 
Hals' schafft. 

Gerade hinsichtlich ihrer Abfallprobleme aber 
sind die Menschen ganz aktuell dabei, ihre Kul- 
turgewohnheiten nachhaltig zu verändern: Sie 
beginnen offensichtlich mehr und mehr damit, 
selber aktiv mitzuwirken daran, ihre Umwelt 
sauberer zu halten.15 Und zugleich fordern sie 
mittels vielfältiger moralischer Appelle alle an- 
deren auf, dafür Sorge zu tragen und das ihre 
dazu zu tun, daß sie selbst und 'ihre Kinder' in 
einer besseren .Welt leben können, jedenfalls 
nicht in einer noch schlechteren leben müssen. 
Die Einsicht, daß die Müllabfuhr (jedenfalls: 
alleine) die Abfallprobleme nicht mehr aus der 
Welt schaffen kam, scheint auf dem besten Weg 
zu sein, zu einem gesamtgesellschaftlichen Kon- 
sens zu werden (gerade weil über Lösungsmög- 
lichkeiten so intensiv gestritten wird). Was spricht 
also dagegen, eine ähnliche Einsichtigkeit auch 
der Polizei gegenüber walten zu lassen (vgl. 
hierzu 2.B. Bright 1990)? 

Nun, problematisch erscheint die Idee der Selbst- 
schutzhilfe wegen einer Fülle von zum Teil nicht 
nur unbeantworteten, sondern noch gar nicht 

gestellten Fragen nach den Kontroll- und Steue- 
rungschancen gegenüber einem dadurch akti- 
vierbaren Gewaltpotential. Um aus diesem Pro- 
blemkreis lediglich ein Beispiel herauszugrei- 
fen: Sowohl die Ordnungsvorstellungen als auch 
die Sanktionsmaßnahmen, auf die von Schutz- 
gemeinschaften rekumert wird, beziehen sich 
zum einen auf gesetzliche Bestimmungen. Sie 
können sich zum anderen aber grundsätzlich 
auch auf nicht gesetzlich abgesicherte, aber 'er- 
wünschte' Verhaltensnormen und Reaktions- 
weisen sowie auf willkürlich von der Schutzge- 
meinschaft getroffene Festlegungen über 'Ver- 
stoß und Vergeltung' beziehen. 

Die Differenz zwischen ordnungsgemäßem und 
ordnungswidrigem Verhalten wäre infolgedes- 
sen nicht mehr eindeutig gesetzlich definierbar, 
sondern in den Ermessensspielraum der Schutz- 
gemeinschaft bzw. einzelner ihrer Mitglieder ge- 
stellt. 'Geahndet' -und zwar nicht nur im Sinne 
legaler strafrechtlicher Verfolgung - werden 
könnten dann dementsprechend nicht mehr nur 
strafrechtlich relevante Delikte, sondern eben 
auch Verhaltensweisen, die als Verstöße gegen 
die (sozusagen lokalidiosynkratisch) von der je- 
weiligen Schutzgemeinschaft (willkürlich) defi- 
nierten Ordnung interpretiert werden können 
(vgl. dazu auch Shearinfltenning 1983 und 
Ryaflard 1989). 

Derlei Fragen aufzuwerfen und zu klären, wäre 
m.E. Aufgabe einer sachlichen Debatte zu die- 
sem ausgesprochen virulenten Thema (vgl. dazu 
auch Leafloung 1984). Ich jedenfalls sehe uns 
hierzulande mit den soeben kurz skizzierten, 
empirisch beobachtbaren Entwicklungen und 
Diskussionen erst am Anfang einer die kom- 
menden Jahren prägenden Auseinandersetzung 
um eine Kriminalisierung weiter Bevölkerungs- 
teile und um steigende Kriminalitätsraten einer- 
seits und um alle möglichen Formen der Sicher- 
heitsgewährleistung und Sozialkontrolle ein- 



schließlich gewalttätiger Selbstverteidigung an- 
dererseits. 

Roland Hitzler ist wissenschaftlicher Mitarbei- 
ter am Institut für Soziologie der Ludwig-Maxi- 
milians-Universität München 

Anmerkungen 

Sylvia Lustig danke ich für ihre engagierten Re- 
cherchen, Elmar Koenen für wichtige terminolo- 
gische Hinweise. 
'Therapie' meint hier, im Anschluß an Berged 
Luckmann (1969, S. 121f9, ganz allgemein alle 
Steuerungsmaßnahmen gegenüber Individuen und 
Gruppen, die darauf abzielen, von einer sozial 
definierten 'Normalität' abweichende Zustände 
und Verhaltensweisen durch 'Heilung' zu kom- 
gieren. 
Wobei Therapie natürlich, streng genommen, 
ebenfalls als Form der Repression begriffen wer- 
den kann. Gemeint sind hier mit 'Repression' im 
wesentlichen gewaltförmige Varianten solcher 
Maßnahmen, wie sie bei BergerJLuckmann (1969, 
S. 1230 unter 'Nihilierung' thematisiert werden. 
Vgl. dazu z.B. Johnston 1992, sowie den Sam- 
melband von ShearingJStenning 1987. - Zuneh- 
mend wird in der Debatte über dieses Phänomen 
auch schon die Frage gestellt, ob damit das staat- 
liche Gewaltmonopol wieder (einmal) zur Dis- 
kussion - oder gar zur Disposition - steht (vgl. 
dazu v.a. Narr 1992). 
Ihre Drohung, ihre Steuerzahlungen einzuschrän- 
ken, wenn der Staat seiner Aufgabe, sie wirksam 
zu schützen, nicht nachkomme, - vgl. Kölner 
Stadtanzeiger vom 10.9.1992 - haben die Mit- 
glieder der Hahnwalder Interessengemeinschaft 
allerdings noch nicht wahrgemacht. 
Laut Doeblin konnte mit einem solchen Konzept 
z.B. in San Diego, wo sich 20 Prozent der Bevöl- 
kerung am ~ e i g h b o u r h o o d - ~ a t c h i n ~  beteiligen, 
das statistische Risiko, Opfer eines Einbruchsde- 
liktes zu werden, von 2,s auf 0, l  Prozent gesenkt 
werden. - Eine interessante Zusatzinformation, 
die bei Doeblin eben nicht auftaucht, kolportiert 
allerdings Clifton (1985, S. 242): "American re- 

search suggests that after a successful start, in 
which crime is reduced by a considerable mar- 
gin, Neighbourhood Watch schemes attract less 
interest in the second year and collapse the year 
after." 
Der Begriff 'Vigilantismus' meint Bürgerwehr- 
haftigkeit - in allen Spielarten - als handlungs- 
praktische Ideologie. Prinzipiell ist Vigilantismus 
mithin (in der Diktion von Ulrich Beck 1993) so 
etwas wie eine 'subpolitische' Alternative zum 
staatlichen Gewaltmonopol. 
Unter bestimmten Gesichtspunkten kam man hier 
vielleicht die umstrittenen 'Guardian Angels' nen- 
nen (vgl. dazu z.B. Pennell/Curtis/Henderson 
1985 sowie Wilmes 1992). - Zu entsprechenden 
sozialpsychologischen ~ o k e ~ t e n  vgl.-~uhl 1986. 
Erinnert sei hierzu lediglich exemplarisch an die 
Ankündigung des ~chn'ftstellers G p h  Giordano 
im November 1992, sich zu bewaffnen, um sich 
adäquat gegen Angriffe von Rechtsextremisten 

- - -  

verteidigen zu können, und an seine Aufforde- 
rung an die Juden in Deutschland, "gleiches zu 
tun, da der Staat offensichtlich nicht mehr im 
Stande (oder nicht willens) ist, seine Minderhei- 
ten zu beschützen" (Süddeutsche Zeitung, 28.1 
29.11. 1992, S. 19). - Erinnert sei aber auch an 
die zumindest von Teilen der feministischen Be- 
wegung befürwortete 'Gewalt gegen Vergewalti- 
ger'. 

l0 Die amtlichen Ordnungshüter sind in der ~ e g e l  
skeptisch gegenüber diesen Selbstschutz-Aktivi- 
täten, unter anderem mit der Begründung, es kom- 
me immer wieder zu Unklarheiten und auch zu 
Mißverständnissen über Befugnisse, über Aufga- 
benteilungen und auch über die Formen des In- 
formationsaustausches (vgl. hierzu auch Walsle- 
ben 1992). 

l 1  Vgl. generell Rosenbaum 1987 und 1988, zu Chi- 
na: Johnson 1983-84, zu Großbritannien: 2.B. 
Bennett 1990 und Clarke 1987, zu Irland: Houri- 
han 1987, zu den USA: z.B. Garofalo/McLeod 
1989. - In den USA, wo bekanntlich nach wie 
vor jeder Bürger das in der Verfassung veranker- 
te Recht hat, eine Waffe zu tragen, hat auch - 
anders als in Deutschland - der Vigilantismus 
durchaus Tradition (vgl. dazu z.B. Burrows 1976 



sowie den Sammelband von RosenbaumISede- 
berg 1976). 

lZ 'Viewed narrowly, it involves enwuraging people 
to pursue essentially individual activities more 
energetically. Those with more ambitious ideas 
See it as a series of strategies and activities un- 
dertaken by the local community within a neigh- 
bourhood, designed to combat criminal and anti- 
social activities" (Clifton 1985, S. 241). 

l3 "Hohe Dringlichkeit haben", so der St. Galler 
Soziologe Peter Gross (1992, S. 2), in der Schweiz 
"weder atomare oder überhaupt militärische Ri- 
siken, noch Überschwemmungen und Lawinen- 
abgänge, sondern allgegenwärtige, schleichende, 
in die Zivilgesellschaft eingedrungene Unsicher- 
heiten und Probleme, mit denen sich unsere Ge- 
sellschaft schwer tut, denen die Wissenschaft hilf- 
los gegenübersteht und denen gegenüber die in- 
stitutionellen Sicherheitsapparate, Polizei, Armee, 
wenig oder nichts ausrichten können." 

l4 Es geht dabei im allgemeinsten Sinne einfach 
darum, ein Netz zu knüpfen "von aufeinander 
abgestimmten Pflichten und Rechten, die das 
Quartier und das Leben lebenswert machen", und 
dadurch "soziale und innere Sicherheit im Nah- 
raum" hemstellen und aufrechtzuerhalten (Gross 
1992, S. 8). 

l5 In verschiedenen Landkreisen in Bayern 2.B. ist, 
auf Anregung und mit Unterstützung des dorti- 
gen Umweltministers, bereits eine 'Naturschutz- 
wacht' installiert worden, in der umweltbewußte 
Bürger freiwillig und ehrenamtlich darauf ach- 
ten, daß weniger ökologisch bewußte Mitmen- 
schen sich nicht an schützenswerter Natur verge- 
hen. Analogien zu der geplanten 'Sicherheits- 
wacht' sind schon im Vorfeld der Entwicklung 
nicht zu übersehen. 

Literatur 

Beck, Ulrich (1993): Die Erfindung des Politi- 
schen. Frankfurt a.M. (Suhrkamp) 
Benne#, Trevor (1990): Evaluating Neighbourhood 
Watch. Aldershot (Gower) 
Berger, Peter L.lLuaGmann, Thomas (1969): Die 
gesellschaftliche Konstmktion der Wirklichkeit. 
Frankfurt a.M. (Fischer) 
Bright, J. (1990): Patrolling the Streets and the 
Tube: A Job for the Police or Active Citizens? 
Swindon (Crime Concem) 
Burrows, W.E. (1976): Vigilante. New York (Har- 
court Brace Jovanovich) 
Carriere, K.D.lErikson, R.V. (1989): Crime Stop- 
pers: A Study in the Organization of Community 
Policing. Toronto (University of Toronto, Centre 
for Criminology) 
Clarke, MJ. (1987): Citizenship, community and 
the managernent of crime. In: British Journal of 
Criminology, Vol. 27, No. 1, S. 384-400 
Diederichs, Otto (1992): Private Sicherheitsdienste 
in Zahlen und Fakten. In: Bürgerrechte & Polizei 
(CILIP), Nr. 3, S. 24-31 
Ethington, PJ. (1987): Vigilantes and the police: 
the creation of a professional police bureaucracy in 
San Francisco 1847-1900. In: Journal of Social Hi- 
story, Vol. 21, No. 2, S. 197-227 
Garofalo, JarneslMcLeod, Maureen (1989): ~ h e  
Stmcture and Operations of Neighbourhood Watch 
Programs in the United States. In: Crime and De- 
linquency, Vol. 35, No. 3, S. 326-344 
Green, D.G. (1987): The New Right: The Counter- 
Revolution in Political, Economic and Social 
Thought. London (Harvester~Wheatsheaf) 
Gross, Peter (1992): Die Umnutzung eines Sonder- 
falles. Vom Zivilschutz zur sozialen Verteidigung 
der Schweiz. St. Gallen (Arbeitspapier) 1992 
Hoff, Uwe (1992): Was kostet die Polizei? In: Bür- 
gerrechte & Polizei (CILIP), Nr. 3, S. 59-63 
Hourihan, K. (1987): Local-Community Involve- 
ment and Participation in Neighbourhood Watch. 
A Case-Study in Cork, Ireland. In: Urban Studies, 
Vol. 24, No. 2, S. 129-136 
Johnson, E.H. (1983-84): Neighbourhood police in 
the People's Republic of China. In: Police Studies, 
Winter, S. 8-12 



Johnston, Les (1992): The Rebirth of Private Po- 
licing. London/New York (Routledge) 
Kaiser, GüntherlMetzger-Pregizer, Gerhard (1977) 
(Hrsg.): Betriebsjustiz. Berlin (Duncker & Humblot) 
King, D. (1987): The new Right: Politics, Markets 
and Citizenship. London (Macmillan) 
Kuhl, Ulrich (1986): Selbstsicherheit und prosozia- 
les Handeln: Zivilcourage im Alltag. München (Pro- 
fil) 
Leu, J.lYoung, J. (1984): What is to be Done about 
Law and Order? Harinondsworth (Penguin) 
Lehnert, GregorlSchumacher, Heinz (1991): Kri- 
minalitätsentwicklung in den neuen Bundesländern. 
In: Wirtschaftsschutz und Sicherheitstechnik, H. 7, 
S. 596-598 
Lutz, Ernst (1987): Soziale Verteidigung. In: Hei- 
senberg, WolfganglLutz, Dieter S. (Hrsg.): Sicher- 
heitspolitik kontrovers. Baden-Baden (Nomos), 
S. 592-601 
McCrie, R.D. (1988): The development of the US 
security industry. In: Lipman, LA. (ed.): The An- 
nals of the American Academy of Political and 
Social Science: The Private Security Industry: 
Issues and Trends. California (Sage), Vol. 498, S. 
23-33 
Mrozek, Werner (1991): Verbrechens-Import. In: 
Wirtschaftsschutz und Sicherheitstechnik, H. 6, 
S. 453 
Narr, Wolf-Dierer (1992): Der Markt der Sicher- 
heit, das Gewaltmonopol des Staates und die Bür- 
gerrechte. In: Bürgerrechte & Polizei (CILIP), Nr. 
3, S. 6-13 
Nogala, Detlev (1992): Sicherheit als Ware und 
Dienstleistung. In: Bürgerrechte & Polizei (CILIP), 
Nr. 3, S. 18-23 
Penneil, S.lCurtis, C.lHenderson, J. (1985): Guar- 
dian Angels: an Assessment of Citizen Response to 
Crime. Washington (US Department of Justice, Go- 
vernment Pnnting Office) 
Percy, S.L. (1979): Citizen CO-production of com- 
munity safety. In: Baker, R.lMayer, FA. (eds.): 
Evaluating Alternative Law Enforcement Policies. 
Lexington, Mass. (Lexington Books) 
Pütter, Norbert: Öffentlicher Nahverkehr - Sicher- 
heit durch Private? In: Bürgerrechte & Polizei 
(CILIP), Nr. 3, S. 32-37 

Reuband, Karl-Heinz (1992): Objektive und sub- 
jektive Bedrohung durch Kriminalität. In: KZFSS, 
H. 2, S. 31-35 
Rosenbawn, Dennis P. (1987): The Theory and 
Research behind Neighbourhood Watch: 1s It a 
Sound Fear and Crime Reduction Strategy? In: Cri- 
me and Delinquency, Vol. 33, No. 1, S. 103-134 
Rosenbaum, Dennis P. (1988): A critical eye on 
neighbourhood watch: Does it reduce crime and 
fear? In: Hope, T.lShaw, M. (eds.): Communities 
and Cnme Reduction. London (HMSO), S. 126-45 
Rosenbaum, HJ.lSedeberg, P.C. (1976) (eds.): Vi- 
gilante Politics. Pennsylvania (University of Pennsyl- 
vania Press) 
Ryat, M.lWard, T. (1989): Privatization and the 
Penal System: the American Experience and the 
Debate in Britain. Milton Keynes (Open University 
Press) 
Shearing, C.D.lStenning, P.C. (1983): Pnvate secu- 
nty-implications for social control. In: Social Pro- 
blems, Vol. 30, No. 5, S. 493-506 
Shearing, C.D.lStenning, P.C. (1987) (eds.): Priva- 
te Policing. Califomia (Sage) 
Walsleben, Burkhard von (1992): Polizei, private 
Sicherheitsdienste und staatliches Gewaltmonopol. 
In: Bürgerrechte & Polizei (CILIP), Nr. 3, S. 14-17 
Weatherill, S. (1988): Buying Special police ser- 
vices. In: Public Law, Spring, S. 106-27 
Wilmes, Annette (1992): Selbsthilfe statt kommer- 
zieller Sicherheit. In: Bürgerrechte & Polizei 
(CILIP), Nr. 3, S. 38-40 


